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vorbildlichen Ordnung und Sicherheit“ Stellung und be­
schließt jeweils Maßnahmen zur weiteren verbindlichen 
Durchsetzung der geltenden Beschlüsse. Das ist nur eine 
der besonderen Kontrollberatungen. Rechtsfragen sind stets 
auch Bestandteil der Bezirkstagssitzungen und Ratsta­
gungen, denn nur so kann den auch bei uns noch immer 
auftretenden Tendenzen einer ressortmäßigen Betrachtung 
entgegengewirkt werden. Fragen der Erhöhung von Ord­
nung und Sicherheit werden durch den Vorsitzenden des Ra­
tes regelmäßig in Dienstberatungen mit den Vorsitzenden 
der Räte der Kreise und den Oberbürgermeistern der kreis­
freien Städte behandelt. Bewährt hat sich auch, daß der 
Rat des Bezirks jährlich mit verantwortlichen Sekretären 
des Bezirksvorstandes des FDGB und des Bezirksausschus­
ses der Nationalen Front abstimmt, wie Probleme bei der 
Durchsetzung von Ordnung und Sicherheit wirksam gelöst 
werden.

Sicherheitskonferenzen in den Kombinaten und Betrie­
ben der Industriezweige, im Handel und in anderen Ein­
richtungen sowie in den Kreisen und Städten, auf denen 
leitende Staatsfunktionäre und die Abgeordneten auftre- 
ten, haben sich als bedeutende Foren zur Verallgemeine­
rung guter Erfahrungen bei der Durchsetzung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit und im Kampf um die Anerken­
nung als „Bereich der vorbildlichen Ordnung und Sicher­
heit“ erwiesen.

Hervorzuheben ist die Sicherheitskonferenz der Rats­
bereiche örtliche Versorgungswirtschaft, Energie, Ver­
kehrs- und Nachrichtenwesen sowie Wohnungspolitik des 
Rates der Stadt Halle vom Februar 1982. An dieser Konfe­
renz nahmen ca. 300 leitende und mittlere Kader sowie 
Gewerkschaftsfunktionäre und Werktätige der diesen Be­
reichen unterstellten Betriebe teil. Sie berieten über wei­
tere Aufgaben zur Festigung der sozialistischen Gesetzlich­
keit sowie zur Durchsetzung der Stadtordnung. Die sichtbar 
neue Qualität derartiger Veranstaltungen besteht darin, 
daß sich die Ratsbereiche für die Verallgemeinerung von 
Erfahrungen bei der Durchsetzung von Ordnung und 
Sicherheit in ihrem Verantwortungsbereich verantwort­
lich fühlen und auch kleine und mittlere Betriebe sowie 
PGHs und Handwerksbetriebe in diesen Prozeß einbe­
ziehen.

Der Rat des Stadtbezirks Halle-Ost ist gegenwärtig 
dabei, ein Beispiel dafür zu schaffen, wie unter den Be­
dingungen einer Großstadt die Stadtordnung konsequent 
durchzusetzen ist Auf der ebenfalls im Februar 1982 durch­
geführten Stadtbezirksverordnetenversammlung wurden 
bereits wertvolle Beispiele verallgemeinert

Werktätige des Karosseriewerks Halle äußerten sich 
in Gesprächen und bei Kontrollbegehungen gegenüber Ab­
geordneten, daß beim Anblick sauberer Arbeitsplätze sowie 
gepflegter Anlagen vor und im Betrieb die Arbeit doppelte 
Freude bereite. In diesem Betrieb setzt sich die zum Motto 
gewordene Erkenntnis durch, daß der Betrieb gewinnt, 
wenn es im Wohngebiet stimmt. Das ist ein überzeugender 
Ausdruck der sozialistischen Demokratie und des Staats­
und Rechtsbewußtseins der Werktätigen.

Gleichzeitig mußte auf der Stadtbezirksverordneten­
versammlung des Stadtbezirks Halle-Ost jedoch einge­
schätzt werden, daß — wie durchgeführte Komplexbe­
gehungen zeigen — die Anliegerbetriebe ihren Pflicht«! 
aus der Stadtordnung derzeit noch sehr differenziert 
nachkommen.

Unsere Bilanz nach zehnjährigem Kampf im Rahmen 
der Massenbewegung zur Festigung der Gesetzlichkeit, 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit ist überaus positiv. Wir 
übersehen jedoch nicht, daß es noch ungerechtfertigte Ni­
veauunterschiede und Reserven in der Wahrnehmung der 
Verantwortung durch die staats- und wirtschaftsleitenden 
Organe gibt Dies zeigt sich u. a. in solchen vordergründi­
gen Auffassungen wie: „Wir sind noch nicht soweit“ oder 
„Wir müssen im Betrieb bzw. in der Gemeinde erst wei­
tere Voraussetzungen zur Aufnahme des Kampfes um die 
Anerkennung schaffen“. Auch ist subjektives Fehlverhal­
ten immer noch ursächlich für das Entstehen von Havarien, 
Störungen und Bränden.

In den Betrieben und Bereichen, in denen ernsthafte 
Verstöße gegen Ordnung, Disziplin und Sicherheit auf­
traten, kam es auch bereits zur Aberkennung der Aus­
zeichnungen durch die Räte der Kreise. So haben z. B. der 
Rat des Kreises Köthen der dortigen Bahnmeisterei und 
der Rat des Kreises Nebra dem Postamt Freyburg die 
frühere Anerkennung als „Bereich der vorbildlichen Ord­

nung und Sicherhat“ wegen an sich vermeidbaren Anstei­
gens da Unfälle und eingetretener Unordnung aber­
kannt. Das ist kein formal-administrativer Akt Die 
Abakennung wird stets mit gezielter Öffentlichkeitsarbeit, 
mit Auseinandersetzungen in den Leitungskollektiven und 
vor den Waktätigen verbunden. Das Ziel besteht darin, 
eine schnelle Wende zum Positiven zu erreichen.

•
Da zur sozialistischen Massenbewegung entwickelte 
Kampf um die Anerkennung als „Bereich da vorbildlichen 
Ordnung, Disziplin und Sichaheit“ hat sich in allen gesell­
schaftlichen Bereichen unseres Bezirks bewährt. Die Ar­
beiterklasse hat sich auch in diesem Prozeß als da aktivste 
Streit« erwiesen; das Staats- und Rechtsbewußtsein da 
Waktätigen entwickelte sich. Die auf diesem Gebiet an­
gewandten qualitativ neu«i Formen und Methoden da 
Einbeziehung und Mitwirkung da Bürger sind Ausdruck 
unserer sich ständig vertiefendai sozialistischen Demo­
kratie.

Auf da Grundlage da awähnten langfristigen Kon­
zeption da Volksvertretungen, die die Arbeitsgrundlage 
bis 1985 bilden, ist im Bezirk Halle die Aufgabe gestellt, 
die Bewegung zur Anerkennung ständig wirksam« und 
umfassender zu gestalten. Besondas gezielt ist da Kampf 
gegen Straftaten und andere Rechtsvaletzungen, gegen 
Havarien, Brände, Unfälle und Störungen zu führen sowie 
der Schute von Staats- und Dienstgeheimnissen zu gewähr­
leisten.

Ausgehend von den Beschlüssen des X. Parteitages, der
3. und 4. Tagung des Zentralkomitees da SEID und da 
Rede des Genossen Honeck« vor den 1. Kreissekretären am
12. Februar 1982 kommt es jetzt darauf an, daß die örtli­
chen Volksvatretungen und ihre Organe gemeinsam mit 
den Gewerkschaftsleitungen und den Ausschüssen da Na­
tionalen Front sowie mit den Justiz- und Sicherheitsorga­
nen einen hohen Beitrag za Durchsetzung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit, za Gewährleistung von Ordnung, 
Disziplin und Sichaheit leisten.** Mit hoha Ordnung und 
Sichaheit ist da volkswirtschaftliche Leistungsanstieg in 
neuen Größenordnungen und das Zusammenleben da Bür- 
ga in eina Atmosphäre da Gesetzlichkeit, Sicherheit und 
Geborgenheit zu fördern.
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Im Sfaatsverlag der DDR erschien kürzlich
Prof. Dr. Manfred Muller (unter Mitarbeit von Rita Rabe):
Handbuch Abrüstung
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Seinem Anliegen, dem Leser einen tieferen Einblick in die komplizierten 
und vielschichtigen Abrüstungsproblethe zu vermitteln, wird dieses Hand­
buch vollauf gerecht. Im ersten Teil behandelt der Autor Grundprobleme 
des Kampfes um Abrüstung: Er veranschaulicht, daß die Abrüstung die 
Hauptaufgabe im Ringen um den Frieden ist, und erläutert insbesondere 
das Abrüstungsprogramm der sozialistischen Staaten sowie die internatio­
nalen Verhandlungsmechanismen auf dem Gebiet der Abrüstung. Die 
folgenden vier Teile des Handbuchs befassen sich mit der Kemwaffenab- 
rüstung, dem Verbot anderer Massen Vernichtungswaffen (insb. dem Ver­
bot bakteriologischer Waffen), weiteren globalen Abrüstungsmaßnahmen 
(Verbot der Umweltzerstörung, Reduzierung der Militärbudgets, Auflösung 
von Militärstützpunkten auf ausländischem Territorium) und dem Verbot 
konventioneller Waffen. In den beiden letzten Teilen geht der Autor auf 
Maßnahmen zur militärischen Entspannung in Europa sowie auf regionale 
Maßnahmen in anderen Gebieten ein.


